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108 Verordnung 


zur Durchführung der Verordnung über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattung 
vom 13. September 1938 (G. Bl. S. 381). 


Vom 23. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 7 der Verordnung über die Zulaſſung von Grundſtücken zur Beſtattung vom 
13. September 1938 (G. Bl. S. 381) in der Faſſung der Abänderungsverordnung vom 7. November 
1938 (G. Bl. S. 618) wird folgendes verordnet: 


8 1 
Wer auf Grund einer vor dem 1. Januar 1939 eingegangenen Vereinbarung verpflichtet iſt, 
eine Begräbnisstätte auf einem Grundſtück zur Verfügung zu ſtellen, das für die Vornahme von 
Bestattungen oder die Beiſetzung von Aſchenreſten geſchloſſen iſt, kann dieſe Leiſtung dadurch be⸗ 
wirken, daß er eine Begräbnisſtätte auf einem zur Beſtattung zugelaſſenen Grundſtück zur Verfügung 
ſtellt. 
8 2 
Werden durch die Schließung eines Grundſtücks für die Vornahme von Beſtattungen Dienſte, 
welche die Verwaltung, die Unterhaltung oder die Pflege von Friedhöfen und deren Anlagen zum 
Gegenſtand haben, entbehrlich, ſo kann der Dienſtberechtigte den Dienſtvertrag unter Einhaltung einer 
Friſt von 6 Wochen kündigen, wenn geſetzlich oder vertraglich eine längere Friſt beſtimmt oder das 
Dienſtverhältnis auf unbeſtimmte Zeit eingegangen war. Die Kündigungsfriſt beginnt gegenüber 
Dienſtverpflichteten, die ihre Dienſte auf einem bereits für die Vornahme von Beſtattungen geſchloſ⸗ 
ſenen Grundſtück zu leiſten haben, mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung, im übrigen mit dem Zeit⸗ 
punkt, zu welchem eine Begräbnisſtätte für die Vornahme von Beſtattungen polizeilich geſchloſſen 
werden kann. 
83 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 23. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 6. 1939.) 


u 
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109 Verordnung 


zur Ausführung und Ergänzung der Verordnung zur Bekämpfung 
bösartiger Geſchwulſtkrankheiten. 
Vom 25. Mai 1939. 


Auf Grund des § 10 der Verordnung zur Bekämpfung bösartiger Geſchwulſtkrankheiten vom 
14. April 1939 (G. Bl. S. 207) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 Artikel! 
(0) Die „Danziger Landesarbeitsgemeinſchaft für die Bekämpfung bösartiger Geſchwulſtkrank⸗ 
heiten“ iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Die Landesarbeitsgemeinſchaft wird nach außen durch ihren Leiter vertreten. Dieſer leitet ihre 
Geſchäfte und trägt die Verantwortung für ihre Tätigkeit. 


Artikel II 
(1) Aus den Mitgliedern der Landesarbeitsgemeinſchaft wird zur zweckmäßigen Durchführung 
ihrer Aufgaben ein engerer Ausſchuß gebildet. Dieſer beſteht aus dem Leiter und vier von ihm 
ernannten Mitgliedern. Aus ihrer Zahl ernennt der Leiter ſeinen Stellvertreter. 
(2) Die Ernennungen bedürfen der Zuſtimmung des Senats. 


Artikel III 
Die Mitglieder der Landesarbeitsgemeinſchaft, ihr Leiter und ſein Stellvertreter können vom 
Senat abberufen werden. 
Artikel IV 
Fernbehandlung iſt eine Behandlung, die nicht auf eigener Wahrnehmung an dem zu Behan⸗ 
delnden beruht. 
Artikel v 
Unter Behandlung im Sinne des $ 6 ſind auch die Unterſuchung und die hierbei anzuwendenden 
Methoden zu verſtehen. . 
Artikel VI 
Bei Krankenanſtalten ohne leitenden Arzt für die geſamte Anſtalt find die Leiter der einzelnen 
Abteilungen zur Mitteilung der Erkrankung oder des Verdachtes einer Krankheit verpflichtet. 


Artikel VII 
Unter Arzten im Sinne der Verordnung ſind nur Arzte zu verſtehen, die nach den Beſtimmungen 
der Arzteordnung zur Ausübung des ärztlichen Berufes innerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
Danzig berechtigt ſind. 
Artikel VIII 
Das in 8 8 gewährte Recht auf Vorſichtsunterſuchung bezieht ſich ausſchließlich auf einfache Me— 
thoden der Inaugenſcheinnahme und Betaſtung zur Erfaſſung äußerlich wahrnehmbarer bösartiger 
Geſchwulſtkrankheiten und auf eine genaue Erhebung der Vorgeſchichte zur Fahndung auf ſolche bös— 
artigen Geſchwulſtkrankheiten, die der direkten Wahrnehmung entzogen ſind. 


Artikel IX 
Gegen einen Träger der Armenfürſorge kann ein Erſtattungsanſpruch nicht geltend gemacht werden, 
wenn von einem anderen Erſtattungspflichtigen Erſatz verlangt werden kann. 


Artikel X 
Auf den der Landesarbeitsgemeinſchaft nach 88 Abi. 4 zuſtehenden Erſtattungsanſpruch finden 
diejenigen Verfahrensvorſchriften entſprechende Anwendung, nach denen der Unterſuchte im Falle ſeiner 
Erkrankung den Anſpruch auf Tragung der Behandlungskoſten gegen den Erſtattungspflichtigen geltend 
zu machen hat. 
Artikel XI 
(1) Die nach 8 8 Abſ. 4 Erſtattungspflichtigen können zur Abgeltung der Einzelerſtattungen mit 
der Landesarbeitsgemeinſchaft die Zahlung eines jährlichen, im Voraus zu entrichtenden Pauſchal⸗ 
betrages vereinbaren. 
(2) Kommt eine Einigung über die Höhe des Pauſchalbetrages nicht zuſtande, jo trifft auf An⸗ 
trag der Parteien der Senat, Abt. für Geſundheitsweſen und Soziales, eine beide Teile bindende Ent- 
ſcheidung. 
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Artikel XII 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1939 in Kraft. 


Danzig, den 25. Mai 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 4243 Greijer Dr. Großmann 


110 Rechtsverordnung 
zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über den Aufbau des Danziger Nährſtandes 
und Maßnahmen zur Markt⸗ und Preisregelung für landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe (Nährſtandsverordnung). 
Vom 1. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 71 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 

Die Rechtsverordnung vom 9. März 1939 über den Aufbau des Danziger Nährſtandes und 
Maßnahmen zur Markt- und Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe (Nährſtandsverordnung), 
G. Bl. S. 127, wird wie folgt ergänzt: 

Hinter 8 5 tritt folgender neuer $ 5a: 

„Der Landesbauernführer kann die in 8 5 bezeichneten Einrichtungen auflöſen. Die Liquidation 
richtet ſich in dieſem Falle nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften.“ 


Artikel II 
Aus Anlaß a 
1. des Übergangs von Vermögen der Danziger Bauernkammer auf den Danziger Nährſtand, 
2. der Eingliederung von Vereinen, Vereinigungen und Verbänden in den Danziger Nähr- 
ſtand gemäß $ 5 der Nährſtandsverordnung vom 9. März 1939, 
3. der Auflöſung von Vereinen, Vereinigungen und Verbänden gemäß $ 5a der Nähritands- 
verordnung 
werden die Grundwechſelſteuer leinſchließlich Zuſchläge), die Urkundenſteuer, Stempelſteuern und Ges 
richtsgebühren nicht erhoben; im Falle der Nr. 3 gilt dies indes nicht, ſoweit Vermögensgegenſtände 
nicht auf den Danziger Nährſtand, ſondern auf Dritte übertragen werden. 

Die Vergünſtigung nach Abſ. 1 gilt auch dann, wenn ſie von der Vorſchrift des Abſ. 1 betroffenen 
Vermögensübergänge und ſonſtigen Rechtsvorgänge bereits vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
erfolgt ſind. 

Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 1. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
11 Greiſer Rettelsky 


111 Verordnung 
über Werbung auf dem Gebiete des Heilweſens. 
Vom 2. Juni 1939. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 49 und 65 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauerr verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Abſchnitt ! 
Gegenſtand und Form der Werbung 
8 1 
(1) Dieſer Verordnung unterliegt die Werbung 
a) für Arzneimittel (Abſ. 2), 
b) für Mittel und Gegenſtände, die den Arzneimitteln gleichſtehen (Abſ. 3), 
c) für Verfahren und Behandlungen (Abſ. 4. 
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(2) Arzneimittel im Sinne dieſer Verordnung ſind Mittel, die dazu beſtimmt ſind, Krankheiten 
Leiden und Körperſchäden jeder Art bei Menſch oder Tier zu verhüten, zu lindern oder zu beſeitigen. 


(8) Den Arzneimitteln ſtehen gleich Gegenſtände, die zu denſelben Zwecken beſtimmt ſind wie 
Arzneimittel; das gleiche gilt für die durch Abſ. 2 nicht getroffenen Mittel ſowie für Gegenſtände, ſoweit 
dieſe Mittel und Gegenſtände dazu beſtimmt ſind, 

a) eine allgemeine oder örtliche Empfindungsloſigkeit bei Menſch oder Tier herbeizuführen, 

b) zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von Schwangerſchaftsbeſchwerden, zur Erleich⸗ 
terung der Geburt oder beim Geburtsvorgang bei Menſch oder Tier angewendet zu werden, 

c) durch Anwendung am menſchlichen oder tieriſchen Körper Krankheiten, Leiden oder Körper⸗ 
ſchäden jeder Art zu erkennen, 

d) Erſcheinungen des vorzeitigen oder natürlichen Alterns, ferner beſondere körperliche oder 
ſeeliſche Zuſtände bei Menſch oder Tier zu verhüten, zu lindern oder zu beſeitigen, insbe⸗ 
ſondere der Verjüngung, geſchlechtlichen Anregung, Entwöhnung von Tabak- oder Alkohol⸗ 
genuß, Abmagerung oder Behebung der Magerkeit, Verbeſſerung der Körperform zu 
dienen, 

e) Ungeziefer, mit dem Menſch oder Tier behaftet iſt, zu beſeitigen. 

(4) Unter Verfahren und Behandlungen ſind ſolche Maßnahmen zu verſtehen, die zu den⸗ 
ſelben Zwecken beſtimmt ſind wie die Arzneimittel oder die den Arzneimitteln gleichſtehenden Mittel und 
Gegenſtände. 

(5) Sofern Lebensmittel, Futtermittel, Schönheitsmittel (Mittel zur Reinigung, Pflege, Färbung 
oder Verſchönerung der Haut, des Haares, der Nägel oder der Mundhöhle), Desinfektionsmittel auch 
als Arzneimittel zu dienen beſtimmt ſind, unterliegen ſie inſoweit der Verordnung. 


8 2 
Eine Werbung liegt auch dann vor, wenn in Ankündigungen oder Anpreiſungen auf Druck— 


ſchriften oder auf ſonſtige Mitteilungen verwieſen wird, die eine dieſer Verordnung unterliegende Wer— 
bung enthalten oder vermitteln. 


Abſchnitt I 
Ausführung der Werbung 


83 
Unzuläſſig iſt jede irreführende Werbung. Eine Irreführung liegt vor allem dann vor, wenn 

a) falſche Angaben über die Zuſammenſetzung eines Mittels oder über die Beſchaffenheit 
eines Gegenſtandes gemacht werden, 

b) den Mitteln, Gegenſtänden, Verfahren oder Behandlungen über ihren wahren Wert hin⸗ 
ausgehende Wirkungen beigelegt werden oder fälſchlich der Eindruck erweckt wird, daß ein 
Erfolg regelmäßig mit Sicherheit oder Wahrſcheinlichkeit erwartet werden kann, oder fälſch— 
lich ein Erfolg auf einem und demſelben Wege bei verſchiedenartigen Krankheiten in Aus⸗ 
ſicht geſtellt wird, 

c) über Vorbildung, Befähigung oder Erfolge des Werbungstreibenden oder der für ihn 
tätigen Perſonen zur Irreführung geeignete Angaben gemacht werden, 

d) fälſchlich, insbeſondere durch vorgeſchobene Perſonen, der Eindruck erweckt wird, daß die 
Werbung uneigennützig erfolgt. 


84 
Unzuläſſig iſt ferner eine Werbung, wenn 

a) ſie zur Selbſtbehandlung oder zur Behandlung durch andere Perſonen als Arzte bei ge⸗ 
meingefährlichen Krankheiten (Reichsſeuchengeſetz vom 30. Juni 1900 — Reichsgeſetzbl. 
S. 306 —) oder durch andere Perſonen als Tierärzte bei Viehſeuchen (Viehſeuchengeſetz 
vom 26. Juni 1909 — Reichsgeſetzbl. S. 519 —) und bei ſeuchenhaftem Verwerfen der 
Haustiere (infolge bakterieller oder paraſitärer Infektion wie z. B. durch Abortusbazillen 
oder Trichomonaden), anſteckendem Scheidenkatarrh der Rinder, Unfruchtbarkeit der Rinder 
und Pferde, Lähme (ſeptiſch-pyämiſcher Gelenkentzündung) der Jungtiere, insbeſondere der 
Fohlen, Kälber, Lämmer, bei Ruhr (anſteckendem Durchfall) der Jungtiere, insbeſondere 
der Kälber, Ferkel und Kücken und bei bakteriellen Euterkrankheiten erfahrungsgemäß führen 
kann. 
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b) fie zur Selbſtbehandlung oder zur Behandlung durch andere Perſonen als Arzte bei Ge- 
ſchlechtskrankheiten oder Krankheiten oder Leiden der Geſchlechtsorgane erfahrungsgemäß 
führen kann, 

e) eine Behandlung angeboten wird, die nicht auf eigener Wahrnehmung an dem zu behan— 
delnden Menſchen oder Tier beruht (Fernbehandlung), 

d) ſie Angſtgefühle, insbeſondere durch Hinweiſe auf lebensgefährliche oder ſonſtige beſorgnis⸗ 
erregende Zuſtände oder Erſcheinungen, hervorruft und dadurch beunruhigt. 


85 
Die Werbung für Mittel oder Gegenſtände iſt nur geſtattet bei Arzten, Zahnärzten, Apotheken 
oder Perſonen, die mit den nachſtehend genannten Mitteln oder Gegenſtänden erlaubterweiſe Handel 
treiben, oder in ärztlichen, zahnärztlichen, tierärztlichen, pharmazeutiſchen oder ſolchen Fachzeitſchriften, 
die ſich an die genannten Perſonen richten, wenn die Mittel oder Gegenſtände, 
a) nur auf ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verſchreibung abgegeben werden dürfen, 
b) zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von bösartigen Geſchwulſtkrankheiten, anzeige⸗ 
pflichtigen anſteckenden Krankheiten oder zur Behebung ihrer Begleiterſcheinungen beſtimmt 
ſind, 
e) zur Verhütung, Linderung oder Beſeitigung von Viehſeuchen (Viehſeuchengeſetz vom 26. Juni 
1909 — Reichsgeſetzbl. S. 519) und der im § 4 Buchſtabe a beſonders aufgeführten Tier- 
krankheiten beſtimmt ſind. 
86 


Die Werbung für Mittel und Gegenftände, die zur Heilung oder Linderung von Geſchlechtskrank⸗ 
heiten oder zur Verhütung oder Beſeitigung der Schwangerſchaft beim Menſchen beſtimmt ſind, iſt, 
ſoweit nicht die 88 184 Nr. 3 und 219 des Strafgeſetzbuchs ſowie § 14 der Rechtsverordnung zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes entgegenſtehen, nur bei Arzten, Apotheken oder Perſonen, die mit 
ſolchen Mitteln oder Gegenſtänden erlaubterweiſe Handel treiben, oder in Fachzeitſchriften geſtattet, die 
ſich nur an dieſe Berufskreiſe wenden. Die Werbung für Mittel und Gegenſtände, die zur Verhütung 
oder Beſeitigung der Schwangerſchaft beim Menſchen beſtimmt ſind, iſt nur mit Genehmigung des 
Ausſchuſſes für Werbung auf dem Gebiete des Heilweſens geſtattet. 

(2) Der Ausſchuß für Werbung auf dem Gebiete des Heilweſens beſteht aus einem Vorſitzenden 
und vier Beiſitzern. Der Vorſitzende wird von der Senatsabteilung für Geſundheitsweſen und Soziales, 
je einer der Beiſitzer von der Senatsabteilung für Wirtſchaft, der Arztekammer, der Apothekerkammer 
und der Fachgruppe „Pharmazeutiſcher Großhandel“ beſtellt. 


87 
Die $$ 5 und 6 gelten auch für die Werbung für Verfahren und Behandlungen, die zu den⸗ 
ſelben Zwecken beſtimmt ſind wie die in dieſen Paragraphen genannten Mittel und Gegenſtände. 


8 8 
Für die Mittel des Verzeichniſſes zu den Polizeiverordnungen über den Verkehr mit Geheim⸗ 
mitteln und ähnlichen Arzneimitteln (St. A. Teil I 1934 S. 57) darf öffentlich nicht geworben werden. 


8 9 

(1) Dant- und Empfehlungsſchreiben irgendwelcher Art dürfen zur Wirtſchaftswerbung nicht ver⸗ 
wendet werden. 

(2) Gutachten dürfen nur veröffentlicht oder erwähnt werden, wenn ſie von wiſſenſchaftlich oder 
fachlich hierzu berufenen Perſonen erſtattet worden ſind. Gleichzeitig ſind Namen, Beruf und genaue 
Anſchrift des Sachverſtändigen anzugeben. Wird eine Stelle aus dem Schrifttum angeführt, ſo iſt 
anzugeben, ob ſie ſich auf die Frage allgemein oder auf die betreffenden Mittel, Gegenſtände, Ber: 
fahren oder Behandlungen beſonders bezieht. 


Abſchnitt III 
Sonſtige Beſtimmungen 


8 10 


Wer den Beſtimmungen dieſer Verordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 3000. — G 
beſtraft. 


8 11 
(1) 5 14 der Rechtsverordnung zum Schutze der Volksgeſundheit vom 25. Juli 1933 (G. Bl. 
S. 345) erhält folgende Faſſung: 
Es iſt verboten, ſich oder einen anderen Heilgewerbetreibenden in einer öffentlichen 
Ankündung durch unwahre oder zur Irreführung geeignete Angaben über Vorbildung, 
Befähigung oder Erfolge zu empfehlen. 
(2) § 15 Abſatz 1 der Rechtsverordnung zum Schutze der Volksgeſundheit wird aufgehoben. 


8:19 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 2. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1451 Greiſer Dr. Großmann 


112 Bekanntmachung 
betreffend das zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen geſchloſſene Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Wechſelſteuer (Wechſel⸗ 
ſtempelabgabe) vom 8. 2. 1938 (G. Bl. 1938 S. 80). 
Vom 6. Juni 1939. 


Der im Artikel 5 des zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen zur Vermeidung 
der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Wechſelſteuer (Wechſelſtempelabgabe) abgeſchloſſenen Ab⸗ 
kommens vorgeſehene Notenaustauſch zwiſchen dem Senat der Freien Stadt Danzig und der Re⸗ 
gierung der Republik Polen iſt am 10. Mai 1939 erfolgt. 


Danzig, den 6. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 45 02 Greiſer Dr Hoppenrath 


113 Verordnung 


über die Gewährung einer einmaligen Einkommenszulage auf die laufenden Bezüge des Monats 
Dezember 1938 als Wirtſchaftsbeihilfe. a 
Vom 9. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 21 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän— 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Unter Anrechnung des im Monat Dezember 1938 gezahlten Vorſchuſſes erhalten eine einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe: 
1. a) die unmittelbaren Staatsbeamten 
b) die Beamten des Volkstages im Amt, im 


c) die Beamten der Stadtgemeinde Danzig Warteſtande und 
d) die evang. und kath. Geiſtlichen | im Ruheſtande, 
e) die mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten des Staates 
und der Stadtgemeinde Danzig 
die verſorgungsberechtigten Hinterbliebenen der unter Nr. J a) bis Je) fallenden Perſonen, 
die Poſtagenten, 
die ſonſtigen Angeſtellten des Staates und der Stadtgemeinde Danzig, 
. die Staatsarbeiter und die Arbeiter der Stadtgemeinde Danzig einſchließlich der Emp⸗ 
fänger von Ruhelohn, Witwengeld, Alters- oder Hinterbliebenenunterſtützung, 
zu Nr. 1 bis 5 mit dem Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


82 


* 


(1) Die Wirtſchaftsbeihilfe beträgt: 
a) für die unter 8 1 Nr. 1 bis 4 fallenden Perſonen 25 v. H. der im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig auszahlbaren Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge für den Monat Dezember 
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1938 nach Abzug der geſetzlichen Kürzung und der Feſtbeſoldetenſteuer, aufgerundet auf 
einen vollen Guldenbetrag, mindeſtens jedoch 

171711! 50. G, 

für Verheiratete, Verwitwete, Geſchiedene. . 70,— G; 

b) für die unter $ 1 Nr. 5 fallenden Perſonen 25 v. H. des im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig auszahlbaren, auf einen vollen Guldenbetrag aufgerundeten Brutto-Monatslohnes, 
Brutto-Monatsruhelohnes uſw. nach näherer Beſtimmung des Staatlichen Lohnamtes, auf- 
gerundet auf einen vollen Guldenbetrag, mindeſtens jedoch 

EIER U. 1275 ee © ⁵mpñ 8, 
für Verheiratete, Verwitwete, Geihiedene.. . 70,— G, 

(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 (a) gehören alle Geldbezüge, die die Beamten 
uſw. mit Rücksicht auf ihre hauptamtliche Dienſtleiſtung erhalten mit Ausnahme der Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungen, Reiſekoſtenvergütungen, Beſchäftigungstagegelder, Wohnungsbeihilfen, Nachtdienſtent⸗ 
ſchädigungen und Umzugskoſtenvergütungen. 

83 

(1) Die Wirtſchaftsbeihilfe iſt lohnſteuerfrei. 

(2) Lohnſteuerfrei iſt auch die gleiche Wirtſchaftsbeihilfe, die die Gemeinden, Gemeindeverbände 
und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts ihren Bedienſteten und Verſorgungsberechtigten 
gewähren. 5 

84 

Die Wirtſchaftsbeihilfe iſt bei den Stellen des Haushaltsplanes 1938 zu verrechnen, aus denen 
die Dienſtbezüge, Löhne und Verſorgungsbezüge gezahlt worden ſind, nötigenfalls unter Überſchreitung 
der Haushaltsanſätze. 

85 

Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Dezember 1938 in Kraft. Sie gilt nicht für 
Pauſchalempfänger, jedoch kann der Senat — Präſidialabteilung — im Ausnahmefalle auch ihnen eine 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe im Rahmen dieſer Verordnung gewähren. 


Danzig, den 9. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
PZ I 21¹⁰ Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 


114 Verordnung 
betreffend Berufsregelung für Wirtſchaftsprüfer in Danzig. 
Vom 9. Juni 1939. 


Auf Grund des § 1 Ziffern 66 und 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Für Wirtſchaftsprüfer gelten die in der Anlage zu dieſer Verordnung veröffentlichten und als 
„Berufsregelung für Wirtſchaftsprüfer“ bezeichneten Beſtimmungen. 


8 2 
Die Berufsbezeichnung „Wirtſchaftsprüfer“ zu führen — Verordnung vom 28. Auguſt 1936 
(G. Bl. S. 359) — ſind nur diejenigen Perſonen berechtigt, die auf Grund dieſer Verordnung die 
Berechtigung zur Führung der Bezeichnung „Wirtſchaftsprüfer“ erworben haben ſowie diejenigen Per⸗ 
ſonen, die als Wirtſchaftsprüfer im Deutſchen Reich zugelaſſen ſind. 


83 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1939 in Kraft. 


Danzig, den 9. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 2549 Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 
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Berufsregelung für Wirtſchaftsprüfer in Danzig. 
Vom 9. Juni 1939. 


I. 


Danziger Staatsangehörige, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, 
können im Deutſchen Reich auf Grund des $ 36 Abſ. 3 RG O. und den dazu erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen durch den Reichswirtſchaftsminiſter Gugleich als Preußiſchen Miniſter für Wirtſchaft und 
Arbeit) zum Wirtſchaftsprüfer mit Wirkung für das geſamte Reichsgebiet beſtellt werden. 


H. 


Für das Beſtellungsverfahren für Wirtſchaftsprüfer aus Danzig ſowie für die Berufsausübung 
der in Danzig anſäſſigen Wirtſchaftsprüfer gelten grundſätzlich die allgemeinen Vorſchriften, wie ſie in 
den „Beſtimmungen über die öffentlich beſtellten Wirtſchaftsprüfer“ und den zuſätzlichen Anordnungen 
der Hauptſtelle für Wirtſchaftsprüfer und des Inſtituts der Wirtſchaftsprüfer enthalten ſind. Hierbei 
ſind jedoch folgende Beſonderheiten zu beachten: 


Ir 


Die Zulaſſungsbedingungen für Wirtſchaftsprüfer werden dahin ergänzt, daß Wirtichafts- 
prüferanwärter mit Danziger Staatsangehörigkeit ihren Wohnſitz auch im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig haben können. 


Für die Zulaſſung und Prüfung von Wirtſchaftsprüfern aus dem Gebiet der Freien Stadt 


Danzig it die Zulaſſungs⸗ und Prüfungsſtelle für Wirtſchaftsprüfer in Berlin ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig. Dem Senat der Freien Stadt Danzig und der Industrie- und Handels⸗ 
kammer Danzig wird durch die Zulaſſungs⸗ und Prüfungsſtelle Berlin Gelegenheit ges 
geben, jeder Sitzung des Zulaſſungs⸗ und des Prüfungsausſchuſſes beizuwohnen, in der 
Wirtſchaftsprüferanwärter aus dem Gebiet der Freien Stadt zum Examen zugelaſſen 
bezw. geprüft werden ſollen. 


Meldungen für die Zulaſſung zum Wirtſchaftsprüfererxamen haben Danziger Staatsange- 


hörige mit Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig bei der Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer in Danzig einzureichen (vgl. dazu Seite 7, § 6 der „Beſtimmungen“). 


. Die Zulaſſungs⸗ und Prüfungsgebühren betragen ebenſo wie im Deutſchen Reich 300 RM. 


Dieſer Betrag iſt über das Konto der Oberpoſtkaſſe Danzig bei der Preußiſchen Staats⸗ 
bank an die Zulaffungs- und Prüfungsſtelle Berlin zu zahlen. 


Bei der Prüfung iſt den Beſonderheiten des Danziger Rechts- und Wirtſchaftslebens Rech⸗ 


nung zu tragen, insbeſondere iſt auch die Prüfung auf die Beſtimmungen des Danziger 
Steuerrechts auszudehnen. 


Nach beſtandener Prüfung wird der Anwärter aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig 


durch den Reichswirtſchaftsminiſter zum Wirtſchaftsprüfer für das geſamte Reichsgebiet be⸗ 
ſtellt. Er hat folgenden Eid zu leiſten: 

„Ich ſchwöre, daß ich die Aufgaben und Pflichten eines öffentlich beſtellten Wirt⸗ 
ſchaftsprüfers gewiſſenhaft und unparteiiſch erfüllen, Verſchwiegenheit bewahren und 
die von mir verlangten Gutachten gewiſſenhaft und unparteiiſch erſtatten werde.“ 

Die Vornahme der Vereidigung und die Aushändigung der Beſtallungsurkunde erfolgt 
durch die Imduftrie- und Handelskammer zu Stolp. 


. Die Aufſicht über die in Danzig anſäſſigen Wirtſchaftsprüfer führt der Senat der Freien 


Stadt Danzig. Dieſer beſtellt erforderlichenfalls einen Diſziplinarausſchuß (vgl. dazu S. 25 
der Beſtimmungen), der darüber zu entſcheiden hat, ob der betreffende Wirtſchaftsprüfer 
die für die Berufsausübung erforderliche Zuverläſſigkeit beſitzt. Ergibt ſich die Notwendig⸗ 
keit, gegen einen in Danzig anſäſſigen Wirtſchaftsprüfer im Aufſichtswege (Ehrengerichts⸗ 
verfahren oder Diſziplinarverfahren) einzuſchreiten, jo hat der Senat der Freien Stadt 
Danzig das Inſtitut der Wirtſchaftsprüfer und die Hauptſtelle für Wirtſchaftsprüfer hier⸗ 
von zu unterrichten. Der Widerruf als Beſtellung zum Wirtſchaftsprüfer erfolgt nach einem 
entſprechenden Urteil des Diſziplinarausſchuſſes durch den Reichswirtſchaftsminiſter. 


. Die in Danzig anſäſſigen Wirtſchaftsprüfer gehören dem Inſtitut der Wirtſchaftsprüfer 


als Mitglieder an. (Bezüglich der Zahlung der Mitgliedsbeiträge vgl. Ziffer 4). 
III. ö 


Der Senat der Freien Stadt Danzig erteilt die nach der Verordnung vom 28. 8. 1936 


(G. Bl. vom 9. 9. 1936) zur Führung der Berufsbezeichnung „Wirtſchaftsprüfer“ erforder⸗ 
liche Genehmigung nur an ſolche im Gebiet der Freien Stadt Danzig anſäſſige Perſonen, 
die nach den allgemeinen im Deutſchen Reich gültigen Beſtimmungen oder nach dem in 
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vorstehenden Abſatz II geregelten beſonderen Verfahren zu Wirtſchaftsprüfern beſtellt worden 
find. 

2. Die Genehmigung wird vom Senat der Freien Stadt Danzig widerrufen, wenn der 
Reichswirtſchaftsminiſter die Beſtellung als Wirtſchaftsprüfer widerrufen hat. 

3. Ergibt ſich in einem, bei dem nach Abſchnitt II, 7, gebildeten Diſziplinarausſchuß anhän⸗ 
gigen Verfahren die Notwendigkeit, einen Wirtſchaftsprüfer vorläufig ſeines Amtes zu 
entheben (vol. S. 28, $ 7 der „Beſtimmungen“), jo ſpricht der Senat der Freien Stadt 
Danzig einen vorläufigen Widerruf der von ihm erteilten Genehmigung aus und teilt 
den Sachverhalt dem Reichswirtſchaftsminiſter und der Hauptſtelle für Wirtſchaftsprüfer mit. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter ſpricht ſodann den verläufigen Widerruf der Beſtellung als 
Wirtſchaftsprüfer für das Reichsgebiet aus. 


Danzig, den 9. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 25% Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 


115 Durchführungs verordnung 
zu den Verordnungen über den Danziger Beſitz an Danziger Auslandsanleihen 
vom 25. April und 6. Juni 1939 (G. Bl. S. 247 und 275). 
Vom 12. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 8 der Verordnung über den Danziger Beſitz an Danziger Auslandsanleihen 
vom 25. April 1939 (G. Bl. S. 247) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Zinsſätze der in den Verordnungen vom 25. April und 6. Juni 1939 bezeichneten Auslands- 
anleihen werden für den Danziger Beſitz, beginnend mit dem nach Inkrafttreten dieſer Verordnung 
fällig werdenden Zinsſchein, auf 4% herabgeſetzt. 


82 
Die Tilgungsdauer der Auslandsanleihen wird für den Danziger Beſitz um 25 Jahre verlängert 
und zwar für die 


Anleihe der Stadtgemeinde Danzig von 1925... bis zum 1. März 1975, 
Staats- (Tabalmonopol) Anleihe der Freien Stadt Danzig 

von 1927 „ „% I. Oder gun, 
Anleihe des Ausſchuſſes für den Hafen un die Wofermne 

von Danzig von 1927. . a E98 
Anleihe der Danziger Elektr. Straßenbahn Att. Geſ. von 

DS „ „ k. Ober 1918, 
Zundwarenmonopol⸗ Anleihe der Freien Stadt Danzig von 

1930 „ 1. Februar 1995. 


Bei den Schuldverſchreibungen Bel 2 D Werft = Eifenbahnwertitätten A. G. 
werden die derzeitigen für die einzelnen Schuldverſchreibungen geltenden Fälligkeitszeitpunkte um 
25 Jahre hinausgeſchoben. 
8 3 
Die Verordnung tritt am 15. Juni 1939 in Kraft. 


Danzig, den 12. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 21 51 Huth Dr. Hoppenrath 


...... ̃ Q. ͤ . . ]—l.4. ]ꝗ ̃ ̃—,.̃ —ͤ — — 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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